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A. Einheitliche Fassung 
(Dezember 2017) 

Hinweis 

Die §§ beziehen sich auf die Allgemeinen Vertrags-
bedingungen für die Ausführung von Bauleistungen 
(VOB/B). 

1 Werbung 

Werbung auf der Baustelle ist nur nach vorheri-
ger Zustimmung des Auftraggebers zulässig. 

2 Sicherheitsleistung 

2.1 Soweit in den Besonderen Vertragsbedingun-
gen keine abweichende Vereinbarung getroffen 
wurde, ist Sicherheit für die Vertragserfüllung 
in Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme 
(inkl. Umsatzsteuer, ohne Nachträge) zu leis-
ten. 

2.2 Ist nach den Besonderen Vertragsbedingungen 
Sicherheit für Mängelansprüche vereinbart, 
beträgt sie drei Prozent der Summe der Ab-
schlagszahlungen zum Zeitpunkt der Abnahme 
(vorläufige Abrechnungssumme). 

3 Bürgschaften 

Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist 
dafür das jeweils einschlägige Formblatt des 
Auftraggebers zu verwenden oder die Bürg-
schaftserklärung muss den Formblättern des 
Auftraggebers entsprechen, und zwar für 

- die Vertragserfüllung das Formblatt „Ver-
tragserfüllungsbürgschaft" 

- die Mängelansprüche das Formblatt 
„Mängelanspruchsbürgschaft" 

- vereinbarte Vorauszahlungen und Ab-
schlagszahlungen gem. § 16 Absatz 1 
Nummer 1Satz 3 VOB/B das Formblatt 
„Abschlagszahlungs-/Vorauszahlungs-
bürgschaft" 

Die Bürgschaftsurkunden müssen den Anfor-
derungen des Auftraggebers entsprechen (§ 17 
Abs. 4, Satz 2, Halbsatz 2 VOB/B). Hierunter 
fallen folgende Erklärungen des Bürgen: 

- Der Bürge übernimmt für den Auftragneh-
mer die selbstschuldnerische Bürgschaft 
nach deutschem Recht. 

- Auf die Einrede der Vorausklage gemäß 
771 BGB wird verzichtet. 

- Die Bürgschaft ist unbefristet; sie erlischt 
mit der Rückgabe dieser Bürgschaftsur-
kunde. 

- Die Bürgschaftsforderung verjährt nicht 
vor der gesicherten Hauptforderung. Nach 
Abschluss des Bürgschaftsvertrages ge-
troffene Vereinbarungen über die Verjäh-
rung der Hauptforderung zwischen dem 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer 
sind für den Bürgen nur im Falle seiner 
schriftlichen Zustimmung bindend. 

- Gerichtsstand ist der Sitz der zur Prozess-
vertretung des Auftraggebers zuständigen 
Stelle. 

Die Urkunde über die Abschlagszahlungs-
bürgschaft wird zurückgegeben, wenn die 
Stoffe und Bauteile, für die Sicherheit geleistet 
worden ist, eingebaut sind. 

Die Urkunde über die Vorauszahlungsbürg-
schaft wird zurückgegeben, wenn die Vor-
auszahlung auf fällige Zahlungen angerechnet 
worden ist. 

4 Technische Spezifikationen 

Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische 
Spezifikationen (z.B. nationale Normen, mit 
denen europäische Normen umgesetzt wer-
den, europäische technische Zulassungen, 
gemeinsame technische Spezifikationen, in-
ternationale Normen) Bezug genommen wird, 
werden auch ohne den ausdrücklichen Zusatz: 
„oder gleichwertig", immer gleichwertige Tech-
nische Spezifikationen in Bezug genommen. 

5 Steuerabzug bei Bauleistungen 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, jede vom 
zuständigen Finanzamt vorgenommene Ände-
rung in Bezug auf eine vorgelegte Freistellungs-
bescheinigung (§ 48b EStG) dem Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
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B. Ergänzungen für den Straßen- und 
Brückenbau 

(Januar 2018) 

Hinweis 

Die §§ beziehen sich auf die Allgemeinen Vertrags-
bedingungen für die Ausführung von Bauleistungen 
(VO B/B). 

101 Veröffentlichungen (§ 3) 

Der Auftragnehmer darf Veröffentlichungen 
über die Leistung nur mit vorheriger Zustim- 
mung des Auftraggebers vornehmen. 

102 Baustelle, Baubereich (§ 4) 

Die Bezeichnungen „Baustelle" und „Baube-
reich" werden in folgendem Sinne verwendet: 

102.1 Baustelle: Flächen, die der Auftraggeber zur 
Ausführung der Leistung, für die Baustellenein-
richtung und zur vorübergehenden Lagerung 
von Stoffen und Bauteilen zur Verfügung stellt, 
zuzüglich der Flächen, die der Auftragnehmer 
darüber hinaus in Anspruch nimmt. 

102.2 Baubereich: Baustelle und die Umgebung, die 
durch die Ausführung der Bauarbeiten beein-
trächtigt werden kann. 

103 Abrechnung (§ 14) 

103.1 In den für die gemeinsamen Feststellungen zu 
verwendenden Aufmaßblättern müssen min-
destens folgende Angaben gemacht werden: 

- Auftragnehmer, 

- Auftraggeber, 

- Nummer des Aufmaßblattes, 

- Bezeichnung der Bauleistung, 

- Ordnungszahl (OZ). 

Unmittelbar über den Unterschriften und dem 
Datum muss das Aufmaßblatt den Text ent-
halten: „Aufgestellt". 

103.2 Jeder Ansatz der Mengenberechnung muss 
einen direkten Bezug zu den der Abrechnung 
zugrunde liegenden Feststellungen, Zeich-
nungen und anderen Belegen haben. Nur der 
Verweis auf frühere Berechnungen ist nicht 
zulässig. 

104 Nachweis der Massen (§ 14) 

104.1 Wenn für die Abrechnung von Stoffen nach 
Massen im Vertrag keine andere Regelung 
getroffen ist, so ist der Verbrauch durch 
Vorlage der Wiegescheine einer geeichten 
Waage laufend nachzuweisen. 

Die Wiegescheine müssen die folgenden 
Angaben enthalten: 

- Lieferwerk, 

- Name der Baustelle, 

- Bezeichnung des Wägegutes, 

- Nummer des Wiegescheins, 

Datum und Uhrzeit der Wägung, 

- Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer 
Tarawert (PT), 

Bruttomasse (B), 

- Nettomasse (N), 

Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebs-
eigene Bezeichnung/amtliches Kennzei-
chen). 

Die Wiegescheine sind bei der Anlieferung an 
der Verwendungsstelle vom Auftragnehmer 
abzuzeichnen und unverzüglich in doppelter 
Ausfertigung dem Auftraggeber zu überge-
ben. 

Die Originale der Wiegescheine erhält der 
Auftraggeber, die bestätigten Durchschriften 
erhält der Auftragnehmer. 

Bei schüttfähigem Gut, das nicht zum Anhaften 
neigt, wie z. B. Sand, Kies, wiederaufbereitete 
(Recycling-) Stoffe, kann der Nachweis der Mas-
se durch Wiegescheine von geeichten Schau-
fellader- bzw. Förderband-Waagen erfolgen. 

Beim Einsatz von Schaufellader- bzw. För-
derband-Waagen gelten zusätzlich folgende 
Bedingungen: 

Der Wiegeschein muss eine Erklärung ent-
halten, dass es sich um eine geeichte Waage 
handelt. 

- Anstelle des Ausdruckes von Tara- und 
Bruttomasse tritt die Nettogesamtmasse 
des Ladegutes sowie zusätzlich bei Schau-
fellader-Waagen die Anzahl der geladenen 
Schaufeln (Ladevorgänge). 

- Die Wiegescheine sind vom Bedienungs-
personal der Schaufellader- bzw. Förder-
band-Waagen zu unterschreiben. 

104.2 Der Auftraggeber kann stichprobenartig die 
Masse einzelner Lieferungen durch Nach- 
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wiegen des beladenen und leeren Fahrzeugs 
nachprüfen (Kontrollwägung). 

Hierbei ist der Auftraggeber berechtigt, konti-
nuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, 
bei 10 % der Lieferungen Kontrollwägungen 
durchführen zu lassen. Diese Kontrollwä-
gungen werden dem Auftragnehmer nicht 
vergütet. Andere Kontrollwägungen werden 
vom Auftraggeber vergütet. Zu den Kosten 
der Kontrollwägung rechnen alle unmittelbar 
(Transportkosten, Wiegegebühren usw.) und 
mittelbar (Wertminderung der Ladung, Ein-
fluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch 
die Kontrollwägung entstehenden Kosten, je-
doch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung 
der Kontrollwägung durch den Beauftragten 
des Auftraggebers. Sofern die Kosten zu 
vergüten sind, sind sie im Einzelnen nachzu-
weisen. 

Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschrei-
tung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein 
entsprechender Abzug. 

105 Bauabrechnung mit IT-Anlagen (§ 14) 

Führt der Auftragnehmer die Abrechnung 
ganz oder teilweise mit IT-Anlagen aus 
(Leistungsberechnung), so gelten zusätzlich 
folgende Bedingungen: 

105.1 Rechenverfahren/DV-Programme: 

Die verwendeten DV-Programme müssen 
den in der „Sammlung der Regelungen für 
die elektronische Bauabrechnung (Sammlung 
REB)" enthaltenen Allgemeinen Bedingungen 
(REB-Allg.) und Verfahrensbeschreibungen 
(REB-VB) entsprechen. Andere Rechenver-
fahren dürfen nur mit vorheriger schriftlicher 
Zustimmung des Auftraggebers verwendet 
werden. 

105.2 Vereinbarung: 

Vor Beginn der Ausführung Vertragsfristen ge-
mäß den Besonderen Vertragsbedingungen) 
ist, gegebenenfalls getrennt für einzelne Ord-
nungszahlen (Positionen), eine Vereinbarung 
zur Bauabrechnung schriftlich abzuschlie-
ßen. 

105.3 Datenübergabe: 

Nach Abschluss der Vereinbarung zur Bau-
abrechnung, spätestens vor Beginn der 
Bauabrechnung sind vom Auftragnehmer für 
die vereinbarten Datenarten Testdaten an den 
Auftraggeber zu übergeben. 

Eingabedaten sind auf Datenträgern zu liefern. 

Diese sind erst nach Durchführung der Leis-
tungsberechnung herzustellen und eindeutig 
zu kennzeichnen. In der Mengenberechnung 
des Auftragnehmers ist ein Bezug der Einga-
bedaten zu den Ausführungs- bzw. Abrech-
nungsunterlagen herzustellen. 

105.4 Berichtigung der Leistungsberechnung: 

Werden bei Prüfung der Leistungsberech-
nung fehlerhafte Eingabedaten oder falsche 
Rechenergebnisse festgestellt, so ist die 
Leistungsberechnung vom Auftragnehmer 
im erforderlichen Umfang zu wiederholen. 

105.5 Toleranz-Regelung bei Prüfberechnungen: 

Wird die vom Auftragnehmer aufgestellte Ab-
rechnung vom Auftraggeber mittels IT-Anlagen 
geprüft und werden dabei Unterschiede zwi-
schen den jeweiligen Ergebnissen festgestellt, 
dann gelten bei Abweichungen vom Ergebnis 
der Prüfberechnung bis zu 0,2 %o bei jeder 
Ordnungszahl (Position) eines Berechnungs-
abschnitts die vom Auftragnehmer berechne-
ten Werte. 

Liegen Abweichungen außerhalb dieser To-
leranz von 0,2 %o, teilt der Auftraggeber zu-
nächst dem Auftragnehmer die abweichenden 
Ergebnisse der Prüfberechnung mit und gibt 
ihm Gelegenheit zur Einsichtnahme in die Prüf-
berechnung. Es gilt in diesem Falle das jeweils 
kleinere Ergebnis, falls nicht aufgrund einer 
vom Auftragnehmer verlangten Aufklärung der 
Abweichungen, Fehler in der Leistungs- bzw. 
Prüfberechnung festgestellt und berichtigt 
werden. 

105.6 Toleranz-Regelung bei Vergleichsberechnun-
gen: 

Wird d ie vom AuftragnehmeraufgestellteAbrech-
nung vom Auftraggeber mit einer Vergleichs-
berechnung geprüft, sind in der Vereinbarung 
zur Bauabrechnung schriftlich Toleranzrege-
lungen zu vereinbaren. 

Liegen Abweichungen außerhalb der verein-
barten Toleranzgrenzen, teilt der Auftraggeber 
zunächst dem Auftragnehmer die abweichen-
den Ergebnisse der Vergleichsberechnung mit 
und gibt ihm Gelegenheit zur Einsichtnahme 
in die Vergleichsberechnung. Es gilt in diesem 
Falle das jeweils kleinere Ergebnis, falls nicht 
aufgrund einer vom Auftragnehmer verlangten 
Aufklärung der Abweichungen, Fehler in der 
Leistungs- bzw. Vergleichsberechnung fest-
gestellt und berichtigt werden. 
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